
Nach Vorschriftdes §. 3 des AllerhöchstgenehmigtenRegulativs für die Organisatim
der Verwaltung des provinzialständischcn Vermögens und der provinzialstäudischen Anstalten in der
Rheinprovinz vom 27. September 1871 (G.-S. S. 469) beehren wir uns dem Provinzial-
Landtage im Anschluß au deu Verwaltnugs-Bericht für das Jahr 1877 den nachstehenden,das
Jahr 1878 umfassenden Verwaltungs-Bericht zu erstatten:

Angelegenheiten des Provinzial-Landtags.

Nach Inhalt einer Mittheilung des Herrn Ober-Präsidenten der Rheinprovinz vom 9. Verleihung eines Pr°<
August 1878 ist von des Königs Majestät Allergnädigstgenehmigtworden, 5aß bevor Allerhöchst
dieselben wegen der den Provinzen zu verleihendenWappen respektive Siegel Entscheidung treffe»,
die Provinzialvertretungcn hierüber gutachtlich gehört werben sollten.

Da die Einberufung des Rheinischen Provinzial-Landtages für das Jahr 1878 nicht in
Aussichtgenommenwar, so ist der Herr Ober-Präsident Seitens des Herrn Ministers des Innern
beauftragt worden, dem Provinzial-Verwaltnngsrathe eine entsprechende Vorlage zu machen.

Der bezügliche,von dem Herrn Ober-Präsidenten in Abschrift mitgetheilte Ministerial-
Erlaß hat nachstehenden Wortlaut: Berlin den 27. Juli 1878. „In Betreff der bei den Pro-
vinzial-Kommunalbehördenim Gebrauche befindlichen Dienstsiegelbesteht nach den von den Herren
Ober-Präsidenten erstatteten Berichten sowohl unter den einzelnenProvinzen, wie innerhalb del>
selben eine große Ungleichheit. Es erscheint wünschenswerth,in dieser Beziehung zu bestimmteren
Normen zu gelangen.

Allen Behörden der kommunalenProvinzialverwaltung ein und dasselbe Siegel zu ver¬
leihen, empfiehlt sich nicht; vielmehr scheint es angemessen, den Centralorganen(Proviuziallandtags-
Marschall, ständischer Verwaltungs-Ausschnß,Lanbeö-Direktor)ein reicheres Siegel für feierliche,
und daneben ein einfacheresSiegel für gewöhnliche Ausfertigungen zu gewähren, dagegen für die
unteren Organe und einzelneAnstalten «. ein, diesem bloßen Geschäftssiegel analoges, den Namen
der betreffendenBehörde oder Anstalt tragendes Siegel als alleiniges Amtssicgel vorznschreiben.
Auch wird es sich empfehlen, den Eentralorganen der kommunalen Provinzialverwaltung hinsichtlich
ihrer DienstsiegelähnlicheVorzüge und Befugnissezu ertheilen, wie solche den Königlichen Provin-
zialbchördennach den ß§. IV. V. und VII. des Reglements zur Allerhöchsten Verordnung vom 9.
Januar 181? zustehen.



Das reichere Siegel der Centralorgane für feierliche Ausfertigungen wird am zweck¬
mäßigstenals Hauptbestandtheilden Schild der betreffenden Provinz aus dem mittlerenKönigliche»
Wappeu (Allerhöchster Erlaß vom 16. August 1873 G.-S. S. 397) und ein Enblem aus dem
Königlichen Wappen, welches die Staatsangehörigkeit und die Oberhoheit Seiner Majestät des
Königs und des Staates über die kommunaleVerwaltung andeutet, zu enthalte» haben. Einen
hiernach angefertigten Entwurf des Proviuzialwappens für die dortige Provinz füge ich 8. ^>. r.
mit dem Bemerken ganz ergebenst bei, daß das Wappen des Großherzogthums Niederrhein als
Provinzialwappen der Nheinprovinzbeizubehaltenfein wird, da dasselbe seit 1817 im Gebrauche
und durch den Allerhöchsten Erlaß vom 11. Januar 1864 (G.-S. S. 1) cbcusowenig, wie durch
denjenigenvom 16. August 1873 (G.-S. S. 397) verändert worden ist.

Als einfacheresSiegel für gewöhnliche Ausfertigungen der Eeutralorgane würde sich die¬
selbe Wappendarstellung,jedoch mit Wcglassungdes dem größeren Siegel vorzubehaltenden Schild¬
halters, eignen. Für die unteren Organe dagegen wird es sich empfehlen,in das Siegel nur den
betreffendenWappenschildnebst einer, die siegelführende Behörde oder Anstalt bezeichnenden Um¬
schrift aufzunehmen,auf dessen oberen Rande eine Krone ruht, wie dieselbe sich im kleinerenMaß¬
stabe auf den Helmen des großen Wappens befindet.

Seine Majestät der König haben zu genehmigeu geruht, daß bevor Allerhöchstdicselbeu
Wege» der zu verleihende«Wappen bezw. Siegel Entscheidungtreffen, die Provinzialvertretuugeu
über die Einführung von Amtssiegelnnach Maßgabe der vorgedachten Vorschlägegutachtlichgehört
werden. Da jedoch die Eiubcrufuug des dortigen Proviuziallaudtages für dies Jahr nicht in
Aussichtgcnommeuist, ersuche ich Ew. Excellenz mit Bezug auf den Bericht vom 14. d. Mts.
ganz ergebenst, dem Proviuzial-Verwaltuugsrathe der dortigen Provinz eine entsprechende Vorlage
zu machen uud das von demselben abgegebene Gutachten mir demnächst gefälligst mit Ihrer

Aeußeruugeiuznreichen." ^ ^^ ^ ^m^.
I. V. gez. Bitter.

Der Proviuzial-Verwaltuugsrath hat in der Sitzung vom 4./5. September 1878 beschlossen,
mit den in dem vorstehenden Neseriptc gemachten Vorschlägensich einverstandenzu erklären, zu
dem mitgetheiltenEntwürfe des Wappens der Nheinprovinzindessen zu bemerken, daß die Anbringung
nur Eines Schildhalters in diesem Wappen wenig geschmackvollerscheine, weshalb beantragt werde,
den Schildhalter entweder gänzlichiu Wegfall zu bringe» oder die Aubriuguug zweier Schildhalter
zu genehmigeu.

Eine Allerhöchste Entscheidung ist bisher nicht ergangen.
Diäten und Neisclosten Die zum 23. Provinzial-Landtageversammelten Stände der Nheinprovinz haben in der
^"/^^^?'/>lerten Plenar-Sitzung von, 7. April 1875 (Seite 48 und 49 der gedrucktenLandtags-Verhand-

Kommissimien,lungen) beschlossen,die den bürgerlichenMitgliedern der Obcr-Ersatz-Kominissiouenaus Provinzial-
Fonds zu gewährenden Entschädiguugenuach dem Maßstabe der direktenStaatssteueru, exclusive
der Hausirgewerbesteuer,auf die Kreise der Provinz umzulegen.

Für die Jahre 1875, 1876 und 187? sind diese Entschädigungen Seitens der provinzial-
standischen Centralkasseaus der allgemeinenUmlage gezahlt worden, und zwar

pro 1875 mit ..... 4 089 M. 70 Pf.
„ 1876 „ ..... 4 500 „ 79 „
" ^^ „ - - - - - 4 493 „ 70 „

zusammenmit . 13 084 M. 19 Pf.



Nachdemdas Haus der Abgeordneten in seiner Sitzung vom 9. Januar 1878 und das
Herrenhaus in seiner Sitzung vom 13. März 1878 beschlossenhaben, die auf die Tagegelder uud
Reisekostender bürgerlichen Mitglieder der Ober-Ersatz-Kommissionenbezüglichen Petitionen der

KöniglichenStaatsregieruug mit dem Ersuchenzu überweisen, die gedachten Kosten auf die Staats¬
kasse zu übernehmen, haben sich die zuständigen Herren Ressort ° Minister durch Erlaß vom
22. Mai 1878 damit einverstanden erklärt, daß diesen Beschlüssen bis auf Weiteres Folge
gegeben werde.

Demnach sind dem Provinzial-Verbände die in den Jahren 1875, 1876 und 1877
gezahlten Kosten mit 13 084 M. 19 Pf. gemäß Erlaß der Herren Minister des Innern und der
Finanzen vom 22. Juli 1878 erstattet worden.

Der im Haupt-Etat für 1878 unter Titel I Nr. 2 „Zu Diäten und Reisekosten der
bürgerlichen Mitgliederder Ober-Ersatz-Kommissiouen" vorgesehene Betrag von 5 000 M. ist in dem
neu aufgestellte»Etat pro 1879 und 80 demgemäß in Wegfall gekommen.

Der 22. Rheinische Provinzial-Landtaghat in seiner Sitzung vom 9. Juni 1874 (Seite Ausgleichung der durch
92 und ff. der gedrucktenLandtags-Verhandlungcu)den Beschluß gefaßt, daß die vom 20. Rheinischen^^ ^?A^
Provinzial-LandtagebeschlosseneAusgleichungder Kriegslcistungenaus den Jahren 1870 und 1871 der Kreise und Gemein»
innerhalb der Nheinprovinz im Sinne des früheren bezüglichenBeschlusses vom II. Juli 1871 ^ni'mcch"'^"
»ach Maßgabe des Beschlussesder provinzialständischeu Kommissionvom 25. September 1872
uud unter Rücksichtnahme auf das Reichsgesetz vom 23. Februar 1874, betreffenddie Gewährung
vou nachträglichenVergütungen für Kriegsleistungender Gemeinden, zur Ausführung zn bringen
fei; hiernach war zunächst eine genaue Feststellungder ans Grund des erwähnten Reichsgesetzes
den einzelnen Gemeinden nachträglich gewährten Vergütungen erforderlich und es mußten nach
Maßgabe dieser Feststellungen die früher von den Königlichen Regierungenmitgetheilten Uebersichten
über die von den Kreisenund Gemeindengemachten Kriegslcistungenneu aufgestelltwerden.

Nachdem die zu diesem Zwecke erforderlichenErmittelungen zum Abschlüsse gelangt und
die bezüglichen Aufstellungenumgearbeitetworden, hat der Herr Ober-Präsident der Nheinprovinz
auf Grund der von den KöniglichenRegiernngen eingereichtenNachweisungeneine sämmtliche
Kreise der Nheinprovinz umfassende Ausgleichuugs-Bercchnungaufstellen lasseu uud sodann die
provinzialständische Kommission zu einem auf den 21. Februar 1878 anberaumten Termine nach
Cobleuzeingeladen,um über die fraglicheAusgleichungBeschluß zu fassen.

Die genannte Kommission hat in diesen, Termine die fraglicheAusgleichungs-Berechnuug
in allen Theilen genehmigtund zugleich beschlossen, daß nunmehr die Ausgleichungnach dieser
Berechnung, und zwar in der Art ausgeführt werden soll, daß — in Abänderung des Beschlusses
vom 25. September 1872 — die hiernach erforderlichen Umlagen in drei gleichen Jahresraten,
und zwar in den Kalenderjahren 1879, 1880 und 1881 erhoben werde« sollen.

Gleichzeitig hat die Kommission beschlossen, daß in Gcmäßheit des Beschlussesdes 22.
RheinischenProvinzial-Landtagesvom 9. Juni 1874 von ihr eine Petition an Seine Majestät den
König entworfen und eingereicht werde, dahin gehend, daß die fraglichen mwcrgütet gebliebenen
Kriegsleistungenauf die französische Kriegs-Entschädigungoder auf andere Reichs- oder Staats-
Fonds übernommenwerden möchten.

Aus die Seitens des Herrn Ober-Präsidenten dem Herrn Minister des Innern über¬
mittelte Immediat-Eingabe der Kommissionvom 21. Febrnar 1878 ist eine Entscheidung bisher
nicht ergangen.

Diese Eingabe ist in der Anlage ^. abgebruckt. ^
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Die Gesammtsummeder von den Kreisender Provinz gemachten Kriegslcistungenbelänft
sich ausweise der von den Königlichen Negiernngm aufgestelltenBerech¬
nungen auf .................... 10 948 095 M. 3« Pf.

Hiervon sind aus Reichsfonds vergütet worden ...... 6 700 481 „ 48 „
so daß unvergütet bleiben und innerhalb der Provinz auszugleichen sind 4 247 613 M. 88 Pf.

Das zur Ausführung der beschlossenen Ausgleichung Erforderlicheist Seitens der ständischen
Verwaltung angeordnet worden und wird über die rechnungsmäßige Abwickelung des Ausglcichungs-
Verfahrens Seitens der vrovinzialstiindischenCentralkasseseiner Zeit Rechnung abgelegt werden.

Feststellung derjenigen Gemäß ß. 20 des Gebändcstener-Gesetzes vom 21. Mai 1861 soll die Gebäudesteuer-
alk 15 Jahre einer Revision unterworfen werden. Die erste 15 jährige Periode wird

genannte Normalstädte zum 1. Januar 1880 ablaufen, mit welchem Tage die dnrch die Revision anderweit festzustcllcudeu
im^kNe^ in Hebung zu setzen sind.
steuer-Gesetzes uom 21. Unter Nr. 4 und 5 im 8- 8 des vorgedachtcnGesetzes ist vorgeseheu, daß vor der Fest-
Gebiiud? «2ebend ^««g der sogenanntenNormalstädte, welche als Norm für die Veranlagung gewisserauf dem
sein füllen, sowie Zu-Platten Lande vorkommender Gebäude zu dienen bestimmt sind, sowie vor der Zusammcustelluug

Einschätzungsmcrkmale die Anhörung der Provinzial-Landtagcerfolgen soll,
male fUr die Rhein- Diese Anhörung hat bei der ersten Veranlagung der Gebäudesteuerstattgefunden uud

Provinz. haben die zum 16. Provinzial-Landtageversammeltgewesene« Stände der Rheinprovinz unter dem
2. Dezember 1862 ihr Gutachten abgegeben.

Da für die Nheinprovinz ein sonstiger Anlaß zur Zusammenberufungdes Provinzial-
Landtages im Jahre 1878 nicht vorlag und Seitens der Königlichen Staatsregieruug von einer
außerordentlichenZufammenberufuugdesselben lediglich znm Zwecke der Berathung über die im §.
8 des Gebäudesteuergesetzes bezeichneten Punkte abgesehen worden, haben die Herren Minister des
Innern und der Finauzen durch Rescript vom 19. April 1878 eine Aeußerungdes Provinzial-Ver-
waltungsraths darüber erfordert, ob derselbe die Städte, welche in einem, jenem Rescripte beige¬
fügten, Seitens des Herrn Finanz-Ministers nach Anhörung der Königlichen Regierungen der
Rheinprovinz aufgestelltenVerzeichnisse augegebensind, für geeignet erachte, als Normalstädte im
Sinne des Z. 8 Nr. 4 des Gebäudesteuergesetzcs zu dienen, sowie ob derselbe uuter den gegen¬
wärtigen Verhältnissen etwa in der Lage sei, für die Nheinprovinz aus den Verhältnissen dieser
Provinz selbst ausreichendeMerkmale provinzieller Natur für die Einschätzung der Wohngcbäude
der ländlichen Besitzungeuunterhalb des durch Z. 7 des Gebäubesteuergcsetzesselbst gegebenen
Rahmens angeben zu können.

Der Provinzial - Verwaltungsrath hat in der Sitzung vom 12./13, Juni 1878 die
erforderte gutachtliche Aeußerung abgegebenund find die Vorschlägedesselbenhinsichtlichder Aus¬
wahl der Normalstädte fast durchweg Seitens der Königlichen Staatsregieruug berücksichtigt wordeu.

Ein nach Maßgabe der bezüglichenPublikationen der Königlichen Negiernngm der Rhein-
Provinz aufgestelltesVerzeichnis) der Normalstädte ist in der Anlage L beigefügt.

<KM^^' Im Uebrigen hat der ProvinziabVerwaltnngsrath seine Ansicht dahin ausgesprochen,daß
er nach eingehenderErwägung der in Betracht zn ziehenden Verhältnisse sich nicht in der Lage
befinde, für die Nheinprovinz aus den Verhältnissen der Provinz selbst ausreichende Merkmale
provinzieller Natur für die Einschätzuug der Wohngebäudeder ländlichenBesitzungeuinuerhalb
des durch §, 7 des Gebäudesteuergesetzes gegebenen Rahmens angeben zu können, vielmehr dafür
halte, daß, wie die erste Einschätzung,so auch die bevorstehende Nevisiou der Gebäudesteuer-Ver¬
anlagung lediglich nach den im Gesetze enthaltenen allgemeinen Bcsteuerungs-Merkmalen zur Aus¬
führung zu bringen sein werde.
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